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Postulat "Gemeindeland im Baurecht" - Frage der Erheblicherklärung 

 
 
(Grundlage und Bestandteil dieses Protokolls bildet das Postulat vom 21. August 2013) 

 
 
 
Mit Schreiben vom 21. August 2013, eingegangen bei der Gemeindekanzlei am 
23. August 2013, reichte die SP-Fraktion, vertreten durch Einwohnerrat Thomas 
Forster, ein Postulat "Gemeindeland im Baurecht" mit nachfolgendem Wortlaut ein: 
 
Günstige familiengerechte Wohnungen und erschwinglicher Gewerberaum sind für die Entwicklung 
einer Gemeinde wertvoll. In Herisau sind beides Mangelware. Ein Grund ist das hohe Niveau der 
Bodenpreise und die erhöhten Baukosten wegen den Hanglagen. Dieser Umstand kann gemindert 
werden, wenn Land im Baurecht abgegeben wird. 
Gemeindeeigenes Land, das für Überbauungen verkauft wird, ergibt einen kurzfristigen Finanzer-
trag. Wird dieses Land im Baurecht abgegeben, erwirtschaftet dieses über den Baurechtszins langfris-
tige Erträge für die Gemeinde. 
Verschiedene Gebiete in Herisau mit dringendem Sanierungsbedarf im Zentrum von Herisau zeigen 
auch die Problematik des privaten Grundeigentums. Die Gemeinde hat kaum Handlungsmöglichkei-
ten. Auch hier bietet das Baurecht eine Alternative. Als Grundeigentümerin von Flächen, die im 
Baurecht genutzt werden, behielte die Gemeinde ihre Einflussmöglichkeiten im Rahmen des Bau-
rechtsvertrages. 
 
Mit dem Bau des Kombiwerkhofes sowie der Ortsplanrevision kann Herisau verschiedene Flächen auf 
den Markt bringen. Anstelle des Verkaufs sollte Herisau die Chancen des Baurechts nützen und alle 
grösseren zusammenhängenden Bauareale in Gemeindeeigentum nur noch im Baurecht abgeben. 
Damit können die Flächen auch vor unerwünschter Spekulation geschützt werden. 
 
Mit gemeindeeigenem Land im Baurecht kann auch genossenschaftliches Bauen in Herisau gefördert 
werden, was sich zusätzlich auf ein bedarfgerechtes günstiges Wohnangebot auswirken würde. 
 
Die Verwertung von Land im Finanzvermögen liegt gemäss Art. 34c Gemeindeordnung in der ab-
schliessenden Kompetenz des Gemeinderates. Der Einwohnerrat kann nur bei der Verwertung von 
Verwaltungsvermögen unter Berücksichtigung der Finanzkompetenzen direkt mitreden. Deshalb soll 
der Einwohnerrat seine Haltung zu Verwertung von gemeindeeigenen Baugrundstücken in Form des 
vorliegenden Postulates kundtun. 
 
Anträge: 
 

1. Der Einwohnerrat empfiehlt dem Gemeinderat, gemeindeeigenes Bauland wenn möglich 
nicht zu veräussern, sondern im Baurecht an Bauwillige abzugeben. 



  
 
 

2. Der Gemeinderat wird beauftragt, die Möglichkeiten des Baurechts für die freien zentrums-
nahen gemeindeeigenen Liegenschaften sowie für die grösseren gemeindeeigenen Grundstü-
cke, die durch die Ortsplanrevision neu überbaut werden können, zu prüfen und dem Ein-
wohnerrat über die Ergebnisse Bericht zu erstatten. 

 
 
Begründung 

 
Wortmeldung - Thomas Forster, Vertreter der Postulantin 
 
 
Stellungnahmen 

 
Wortmeldung - Hans Stricker, Gemeindevizepräsident 
 - Stefan Ries, Präsident Finanzkommission 
 
 
Diskussion 

 
Wortmeldungen - Regula Compér, CVP-/EVP-Fraktion 
 - Roger Mantel, FDP-Fraktion 
 - Ruedi Eugster, SVP-Fraktion 
 
 - Thomas Forster 
 - Markus Brönnimann (mehrfach) 
 - Yves Balmer (mehrfach) 
 - Christian Oertle 
 - Regula Compér 
 - Renzo Andreani 
 
 
Abstimmung 

 
22 Einwohnerrätinnen und Einwohnerräte sprechen sich für Erheblicherklärung, 
5 Einwohnerrätinnen und Einwohnerräte dagegen aus. 2 Mitglieder des Einwohner-
rates enthalten sich der Stimme 
 
 
Beschluss 

 
Der Einwohnerrat 
 
 

b e s c h l i e s s t : 
 

1. Das Postulat "Gemeindeland im Baurecht" der SP-Fraktion wird erheblich er-

klärt. 

 

2. Der Gemeinderat wird beauftragt, dem Einwohnerrat innert Jahresfrist Bericht 

zu erstatten. 

 


